
Insolvenzordnung

26

§ 1

Erster Teil
Insolvenzrecht

Erstes Hauptstück
Wirkungen der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens

Erster Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

Insolvenzverfahren (Sanierungs- und Konkursverfahren)
§ 1

Bei  Zahlungsunfähigkeit oder  Überschuldung (§§ 66 und 67) ist auf 
Antrag ein Insolvenzverfahren zu eröffnen. Die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes sind, soweit nichts anderes angegeben ist, auf  Sanie-
rungsverfahren und  Konkursverfahren anzuwenden.

Anmerkungen
Das Insolvenzverfahren ist in der Bekanntmachung ausdrücklich entweder als 

Konkursverfahren oder als Sanierungsverfahren zu bezeichnen (§ 74 IO). Das 

Sanierungsverfahren kann mit oder ohne Eigenverwaltung eröffnet werden. Ins-

besondere im Sanierungsverfahren mit Eigenverwaltung finden sich Elemente 

des früheren Ausgleichs wieder: Die Einschränkung der Dispositionsfähigkeit des 

Schuldners ist im Sanierungsverfahren mit Eigenverwaltung geringer als im Kon-

kursverfahren (§ 171 IO).

Das Konkursverfahren können Gläubiger und Schuldner, das Sanierungsver-

fahren kann nur der Schuldner einleiten. Voraussetzung für die Eröffnung des 

Insolvenzverfahrens als Sanierungsverfahren ist die Vorlage eines zulässigen Sa-

nierungsplans bereits mit dem Eröffnungsantrag (§ 167 Abs 1 Z 2 IO). Im Kon-

kursverfahren kann der Abschluss eines Sanierungsplans auch später im Lauf des 

Verfahrens beantragt werden (§ 140 Abs 1 IO).

Im Sanierungsverfahren besteht eine auf 90 Tage befristete Verwertungssperre 

für das Unternehmen (§ 168 Abs 2 IO). Auch für die Eigenverwaltung ist diese 90 

Tage Frist maßgeblich; sie ist zu entziehen, wenn der Sanierungsplan nicht inner-

halb dieser Frist von den Gläubigern angenommen wurde (§ 170 Abs 1 Z 3 IO). Ein 

Konkursverfahren ist auch das Schuldenregulierungsverfahren (Privatinsolvenz) 

gemäß § 182 Abs 1 IO.

Ein Restrukturierungsverfahren setzt wahrscheinliche Insolvenz voraus. 

Diese liegt vor, wenn der Bestand des Unternehmens des Schuldners ohne Re-

strukturierung gefährdet wäre; dies ist insbesondere gegeben, wenn die Zahlungs-

unfähigkeit droht. Drohende Zahlungsunfähigkeit wird vermutet, wenn die Ei-
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§§ 2, 3

genmittelquote 8 % unterschreitet und die fiktive Schuldentilgungsdauer 15 Jahre 

übersteigt (§ 6 Abs 1 und 2 ReO).

Bei Zahlungsunfähigkeit ist die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens zu bean-

tragen; bei insolvenzrechtlicher Überschuldung kann der Unternehmer auch die Er-

öffnung eines Restrukturierungsverfahrens beantragen, um die Insolvenz abzuwen-

den und die Bestandfähigkeit des Unternehmens sicherzustellen (§ 1 Abs 2 ReO).

Beginn der Wirkung,  Insolvenzmasse
§ 2

(1) Die Rechtswirkungen der Eröffnung des Insolvenzverfahrens treten 
mit Beginn des Tages ein, der der öffentlichen Bekanntmachung des 
Inhalts des Insolvenzedikts folgt.

(2) Durch Eröffnung des Insolvenzverfahrens wird das gesamte der 
Exekution unterworfene Vermögen, das dem Schuldner zu dieser Zeit 
gehört oder das er während des Insolvenzverfahrens erlangt (Insol-
venz masse), dessen freier Verfügung entzogen.

(Abs 3 aufgehoben)

Anmerkungen
Öffentliche Bekanntmachung ist die entsprechende Einschaltung in der Insolvenz-

datei (§ 255 IO). Eine solche öffentliche Bekanntmachung hat Zustellwirkung 

(§ 252 Abs 2 IO). In der Insolvenzdatei werden auch ausländische Insolvenzver-

fahren bekannt gemacht (§ 218 IO).

Die Einleitung eines Restrukturierungsverfahrens ist hingegen nur auf An-

trag des Schuldners öffentlich bekannt zu machen (§ 44 ReO – Europäisches Re-

strukturierungsverfahren). Dann fällt das Verfahren in den Anwendungsbereich 

der EuInsVO. Diese öffentliche Bekanntmachung erfolgt aber in der Ediktsdatei 

(§ 44 Abs 9 ReO).

Rechtshandlungen des Schuldners
§ 3

(1) Rechtshandlungen des Schuldners nach der Eröffnung des Insol-
venzverfahrens, welche die Insolvenzmasse betreffen, sind den Insol-
venzgläubigern gegenüber unwirksam. Dem anderen Teil ist die Ge-
genleistung zurückzustellen, soweit sich die Masse durch sie bereichern 
würde.

(2) Durch Zahlung einer Schuld an den Schuldner nach der Eröff-
nung des Insolvenzverfahrens wird der Verpflichtete nicht befreit, es 
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§§ 4, 5

sei denn, daß das Geleistete der Insolvenzmasse zugewendet worden ist 
oder daß dem Verpflichteten zur Zeit der Leistung die Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens nicht bekannt war und daß die Unkenntnis nicht 
auf einer Außerachtlassung der gehörigen Sorgfalt beruht (bekannt 
sein mußte).

Erwerb durch Erbschaft, Vermächtnis oder Zuwendung unter 
 Lebenden

§ 4
(1) Der Insolvenzverwalter kann an Stelle des Schuldners Erbschaften 
mit dem Vorbehalte der Rechtswohltat des Inventars antreten.

(2) Tritt er eine  Erbschaft nicht an oder lehnt er ein Vermächtnis 
oder die Annahme einer unentgeltlichen Zuwendung unter Lebenden 
ab, so scheidet das Recht aus der Insolvenzmasse aus.

 Unterhalt des Schuldners und seiner Familie
§ 5

(1) Der Schuldner hat keinen Anspruch auf Unterhalt aus der Masse. 
Was der Schuldner durch eigene Tätigkeit erwirbt oder was ihm wäh-
rend des Insolvenzverfahrens unentgeltlich zugewendet wird, ist ihm 
zu überlassen, soweit es zu einer bescheidenen Lebensführung für ihn 
und für diejenigen, die gegen ihn einen gesetzlichen Anspruch auf Un-
terhalt haben, unerläßlich ist.

(2) Soweit dem Schuldner nichts zu überlassen ist, hat der Insolven-
zverwalter mit Zustimmung des Gläubigerausschusses ihm und seiner 
Familie das zu gewähren, was zu einer bescheidenen Lebensführung 
unerläßlich ist; jedoch ist der Schuldner aus der Masse nicht zu unter-
stützen, soweit er nach seinen Kräften zu einem Erwerb durch eigene 
Tätigkeit imstande ist.

(3) Wohnt der Schuldner in einem zur Insolvenzmasse gehörigen 
Hause, so sind auf die Überlassung und  Räumung der Wohnung des 
Schuldners die Vorschriften des § 105 EO sinngemäß anzuwenden.

(4) Das Insolvenzgericht hat dem Schuldner die Miet- und sonstigen 
Nutzungsrechte an Wohnungen zur freien Verfügung zu überlassen, 
wenn sie Wohnräume betreffen, die für den Schuldner und die mit 
ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden Familienangehörigen unent-
behrlich sind.
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§§ 6, 7

 Anmerkungen
Zitatanpassung in Abs 3 laut GREx (BGBl I 86/2021).

Wirkung in Ansehung von Rechtsstreitigkeiten
§ 6

(1)  Rechtsstreitigkeiten, welche die Geltendmachung oder Sicherstel-
lung von Ansprüchen auf das zur Insolvenzmasse gehörige Vermögen 
bezwecken, können nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens gegen 
den Schuldner weder anhängig noch fortgesetzt werden.

(2) Rechtsstreitigkeiten über Absonderungsansprüche und über An-
sprüche auf Aussonderung nicht zur Insolvenzmasse gehöriger Sachen 
können auch nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens, jedoch nur 
gegen den Insolvenzverwalter anhängig gemacht und fortgesetzt wer-
den.

(3) Rechtsstreitigkeiten über Ansprüche, die das zur Insolvenzmas-
se gehörige Vermögen überhaupt nicht betreffen, insbesondere über 
Ansprüche auf persönliche Leistungen des Schuldners, können auch 
während des Insolvenzverfahrens gegen den Schuldner oder von ihm 
anhängig gemacht und fortgesetzt werden.

 Unterbrechung und Wiederaufnahme in anhängigen 
Rechtsstreitigkeiten

§ 7

(1) Alle anhängigen Rechtsstreitigkeiten, in denen der Schuldner Klä-
ger oder Beklagter ist, mit Ausnahme der in § 6, Absatz 3, bezeichneten 
Streitigkeiten, werden durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
unterbrochen. Auf Streitgenossen des Schuldners wirkt die Unterbre-
chung nur dann, wenn sie mit dem Schuldner eine einheitliche Streit-
partei bilden (§ 14 ZPO).

(2) Das Verfahren kann vom Insolvenzverwalter, von den Streitge-
nossen des Schuldners und vom Gegner aufgenommen werden.

(3) Bei Rechtsstreitigkeiten über Ansprüche, die der Anmeldung im 
Insolvenzverfahren unterliegen, kann das Verfahren vor Abschluß der 
Prüfungstagsatzung nicht aufgenommen werden. An Stelle des Insol-
venzverwalters können auch Insolvenzgläubiger, die die Forderung bei 
der Prüfungstagsatzung bestritten haben, das Verfahren aufnehmen.
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§§ 8–10

Ablehnung des Eintrittes in den Rechtsstreit
§ 8

(1) Lehnt der Insolvenzverwalter den Eintritt in einen Rechtsstreit ab, 
in dem der Schuldner Kläger ist oder in dem gegen den Schuldner 
der Anspruch auf  Aussonderung nicht zur Insolvenzmasse gehöriger 
Sachen geltend gemacht wird, so scheiden der Anspruch oder die vom 
Aussonderungskläger beanspruchten Sachen aus der Insolvenzmasse 
aus.

(2) Es gilt als Ablehnung des Insolvenzverwalters, wenn er nicht bin-
nen einer vom Prozeßgerichte bestimmten Frist erklärt, in den Rechts-
streit einzutreten.

(3) Das Verfahren kann in diesem Falle vom Schuldner, von dessen 
Streitgenossen und vom Gegner aufgenommen werden.

 Außerstreitverfahren
§ 8a

Die Bestimmungen betreffend Rechtsstreitigkeiten im Sinne dieses 
Bundesgesetzes gelten sinngemäß für Außerstreitverfahren.

 Verjährung
§ 9

(1) Durch die Anmeldung im Insolvenzverfahren wird die Verjährung 
der angemeldeten Forderung unterbrochen. Die Verjährung der For-
derung gegen den Schuldner beginnt von neuem mit dem Ablauf des 
Tages, an dem der Beschluß über die Aufhebung des Insolvenzverfah-
rens rechtskräftig geworden ist.

(2) Wird ein Anspruch bei der  Prüfungstagsatzung bestritten, so 
gilt die Verjährung vom Tage der Anmeldung bis zum Ablauf der für 
die Geltendmachung des Anspruches bestimmten Frist als gehemmt.

Absonderungsrechte und ihnen gleichgestellte Rechte
§ 10

(1) Nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens kann wegen einer 
Forderung gegen den Schuldner an den zur Insolvenzmasse gehörigen 
Sachen kein richterliches Pfand- oder Befriedigungsrecht erworben 
werden.
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§ 11

(2) Zurückbehaltungsrechte sind im Insolvenzverfahren wie Pfand-
rechte zu behandeln.

(3) Soweit in der Insolvenzordnung nichts anderes bestimmt ist, gel-
ten die für  Absonderungsgläubiger getroffenen Bestimmungen auch für 
persönliche Gläubiger, die zur Sicherung ihrer Ansprüche bestimmte 
Vermögensstücke des Schuldners, insbesondere Buchforderungen, er-
worben haben.

Wirkung der Eröffnung des Insolvenzverfahrens auf Absonderungs- 
und Aussonderungsrechte

§ 11
(1) Absonderungsrechte sowie Rechte auf Aussonderung nicht zur In-
solvenzmasse gehöriger Sachen werden durch die Eröffnung des Insol-
venzverfahrens nicht berührt.

(2) Die Erfüllung eines Aussonderungsanspruchs, die die Fortfüh-
rung des Unternehmens gefährden könnte, kann vor Ablauf von sechs 
Monaten ab der Eröffnung des Insolvenzverfahrens nicht gefordert 
werden; das gilt nicht, wenn die Erfüllung zur Abwendung schwerer 
persönlicher oder wirtschaftlicher Nachteile des Berechtigten unerläß-
lich ist und eine Zwangsvollstreckung in anderes Vermögen des Schuld-
ners zu einer vollständigen Befriedigung des Gläubigers nicht geführt 
hat oder voraussichtlich nicht führen wird. Diese Bestimmungen sind 
auch auf Ansprüche auf abgesonderte Befriedigung aus bestimmten 
Sachen anzuwenden.

(3) Das Exekutionsgericht hat auf Antrag des Insolvenzverwalters 
oder auf Ersuchen des Insolvenzgerichts ein Exekutionsverfahren we-
gen eines Aussonderungs- oder eines Absonderungsanspruchs, aus-
genommen die Begründung eines richterlichen Pfand- oder Befriedi-
gungsrechts, so weit und so lange aufzuschieben, als der Berechtigte 
Erfüllung nicht verlangen kann. Die Frist des § 256 Abs. 2 verlängert 
sich um die Zeit der  Aufschiebung. Das aufgeschobene Exekutions-
verfahren ist nach Ablauf der Aufschiebungsfrist nur auf Antrag des 
Berechtigten wieder aufzunehmen.

Anmerkungen
Entgegen dem Wortlaut des § 11 Abs 1 IO werden – insbesondere seit dem IRÄG 

2010 – Absonderungs- und Aussonderungsrechte durchaus „berührt“: Beschrän-

kungen, insbesondere bezüglich der Absonderungsrechte, finden sich mehrfach: 
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§ 12

Zu denken ist zunächst an die verschiedenen Formen des Pfandrechtserlöschens 

(§§ 12 ff IO) oder an Sonderbestimmungen bezüglich der Behandlung der Abson-

derungsberechtigten im Verwertungsverfahren (§ 120 Abs 2 IO, § 120a IO).

Weitere, Absonderungsrechte betreffende, Sonderbestimmungen beziehen sich 

auf  Zinsen (keine Verzugszinsen nach § 48 Abs 1 IO und keine Ausfallserhöhung 

durch im Absonderungsrecht nicht gedeckte Zinsen nach § 132 Abs 6 IO) sowie 

insbesondere auf die, seit dem IRÄG 2010 in § 149 Abs 1 IO geregelte, Folge der 

Auswirkungen des Sanierungsplans auf die  Realhaftung (Begrenzung auf den Wert 

der Sache, an der Absonderungsrechte bestehen).

 Im Restrukturierungsverfahren werden Ansprüche, die in einem Insolvenz-

verfahren als Aussonderungsansprüche (§ 44 IO) oder Absonderungsansprüche 

(§ 48 IO) einzustufen wären, nur dann von der Vollstreckungssperre erfasst, wenn 

die Voraussetzungen des § 11 Abs 2 und 3 IO gegeben sind. Aus- und Absonde-

rungsrechte an Forderungen des Schuldners erfasst die Vollstreckungssperre nicht 

(§ 20 Abs 1 ReO).

§ 12
(1) Absonderungsrechte, die in den letzten sechzig Tagen vor der Er-
öffnung des Insolvenzverfahrens durch Exekution zur Befriedigung 
oder Sicherstellung neu erworben worden sind, mit Ausnahme der für 
öffentliche Abgaben erworbenen Absonderungsrechte, erlöschen durch 
die Eröffnung des Insolvenzverfahrens; sie leben jedoch wieder auf, 
wenn das Insolvenzverfahren gemäß § 123a aufgehoben wird. Bei der 
zwangsweisen Pfandrechtsbegründung nach § 152 EO entscheidet der 
Tag der Einleitung des Versteigerungsverfahrens.

(2) Ist lediglich auf Grund eines solchen Absonderungsrechtes die 
Verwertung beantragt worden, so ist auf Ersuchen des Insolvenzge-
richts oder auf Antrag des Insolvenzverwalters das  Verwertungsverfah-
ren einzustellen. Die in § 256 Abs. 2 EO für das Erlöschen des Pfand-
rechtes festgesetzte Frist ist zugunsten dieses Absonderungsrechtes im 
Falle seines Wiederauflebens bis zum Ablaufe des Tages gehemmt, an 
dem der Beschluß über die Aufhebung des Insolvenzverfahrens rechts-
kräftig geworden ist.

(3) Ist bei einer vor oder nach der Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens durchgeführten Verwertung ein Erlös erzielt worden, so ist der auf 
ein solches Absonderungsrecht entfallende Teil in die Insolvenzmasse 
einzubeziehen.

Anmerkungen
Im Restrukturierungsverfahren werden Ansprüche, die in einem Insolvenz-



Insolvenzordnung

33

§ 12a

verfahren als Aussonderungsansprüche (§ 44 IO) oder Absonderungsansprüche 

(§ 48 IO) einzustufen wären, nur dann von der Vollstreckungssperre erfasst, wenn 

die Voraussetzungen des § 11 Abs 2 und 3 IO gegeben sind. Aus- und Absonde-

rungsrechte an Forderungen des Schuldners erfasst die Vollstreckungssperre nicht 

(§ 20 Abs 1 ReO). § 12 IO ist auch im Restrukturierungsverfahren anzuwenden; 

mE umfasst der Verweis nicht die Ausnahme betreffend öffentliche Abgaben (siehe 

hiezu § 20 ReO). Die Absonderungsrechte leben mit Eintritt der Rechtskraft des 

Beschlusses auf Einstellung des Restrukturierungsverfahrens wieder auf.

 In § 12 Abs 1 und 2 erfolgten im Rahmen der GREx (BGBl I 86/2021) 

 Zitatanpassungen.

Einkünfte aus einem Arbeitsverhältnis
§ 12a

(1) Aus- oder Absonderungsrechte, die vor Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens durch Abtretung bzw. Verpfändung einer Forderung auf 
Einkünfte aus einem Arbeitsverhältnis oder auf sonstige wiederkeh-
rende Leistungen mit Einkommensersatzfunktion erworben worden 
sind, erlöschen zwei Jahre nach Ablauf des Kalendermonats, in den 
die Eröffnung des Insolvenzverfahrens fällt.

(2) Nur für den in Abs. 1 bezeichneten Zeitraum kann der Dritt-
schuldner gegen die Forderung auf Einkünfte aus einem Arbeitsver-
hältnis oder auf sonstige wiederkehrende Leistungen mit Einkommens-
ersatzfunktion eine Forderung aufrechnen, die ihm gegen den Schuld-
ner zusteht. §§ 19 und 20 bleiben unberührt.

(3) Absonderungsrechte, die vor Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
durch Exekution zur Befriedigung oder Sicherstellung einer Forderung 
auf Einkünfte aus einem Arbeitsverhältnis oder auf sonstige wiederkeh-
rende Leistungen mit Einkommensersatzfunktion erworben worden 
sind, erlöschen mit Ablauf des zur Zeit der Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens laufenden Kalendermonats. Wird das Insolvenzverfahren nach 
dem 15. Tag des Monats eröffnet, so erlischt das Absonderungsrecht 
erst mit Ablauf des folgenden Kalendermonats.

(4) Aus- und Absonderungsrechte nach Abs. 1 und 3 leben wieder 
auf, wenn
1. das Insolvenzverfahren nach §§ 123a, 123b und 139 aufgehoben 

wird oder
2. die gesicherte Forderung wieder auflebt oder
3. das Abschöpfungsverfahren vorzeitig eingestellt wird oder
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§§ 12b, 12c

4. die Restschuldbefreiung nicht erteilt oder widerrufen wird.
(5) Aus- und Absonderungsrechte nach Abs. 1 und 3, die zugunsten 

einer von der Restschuldbefreiung ausgenommenen Forderung erwor-
ben worden sind, leben auch bei Erteilung der Restschuldbefreiung 
wieder auf.

(6) Das Gericht hat dem Drittschuldner den Zeitpunkt des Erlö-
schens und auf Antrag des Gläubigers das  Wiederaufleben der Rechte 
nach Abs. 1 und 3 mitzuteilen.

Sicherheiten für Forderungen aus Eigenkapital ersetzenden 
 Leistungen

§ 12b

Ab- oder Aussonderungsrechte, die aus dem Vermögen des Schuldners 
für eine diesem gewährte  Eigenkapital ersetzende Leistung erworben 
wurden, und Ab- oder Aussonderungsrechte, die aus dem Vermögen 
des Schuldners für eine diesem früher erbrachte Leistung in einem 
Zeitpunkt erworben wurden, in dem diese Eigenkapital ersetzend ge-
wesen wäre, erlöschen mit Eröffnung des Insolvenzverfahrens. Sie le-
ben jedoch wieder auf, wenn das Insolvenzverfahren gemäß § 123a 
aufgehoben wird. § 12 Abs. 1 letzter Satz und Abs. 2 und 3 gelten sinn-
gemäß.

 Räumungsexekution
§ 12c

Auf Antrag des Insolvenzverwalters ist eine Exekution zur Räumung 
eines Bestandobjekts, in dem das Unternehmen betrieben wird, wegen 
Nichtzahlung des Bestandzinses in der Zeit vor Eröffnung des Insol-
venzverfahrens aufzuschieben bis
1. das Unternehmen geschlossen wird,
2. der Schuldner den Sanierungsplan zurückzieht oder das Gericht 

den Antrag zurückweist,
3. der Sanierungsplan in der Sanierungsplantagsatzung abgelehnt und 

die Tagsatzung nicht erstreckt wurde,
4. dem Sanierungsplan die Bestätigung versagt wurde oder
5. die Forderung des Bestandgebers nach § 156a wieder auflebt.

Wird die Forderung mit dem im Sanierungsplan festgesetzten Be-
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§§ 12d–14

trag rechtzeitig voll befriedigt, so ist die  Räumungsexekution auf An-
trag einzustellen. Das Bestandverhältnis gilt als fortgesetzt.

 Zwangsverwaltung
§ 12d

Die Zwangsverwaltung eines Unternehmens, einer Liegenschaft, eines 
Superädifikats oder eines Liegenschaftsanteils erlischt mit Ablauf des 
zur Zeit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens laufenden Kalender-
monats. Wird das Insolvenzverfahrens nach dem 15. Tag des Monats 
eröffnet, so erlischt die Zwangsverwaltung erst mit Ablauf des folgen-
den Kalendermonats.

Grundbücherliche Eintragungen
§ 13

Einverleibungen und Vormerkungen in den öffentlichen Büchern über 
unbewegliche Sachen können auch nach der Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens bewilligt und vollzogen werden, wenn sich der Rang der 
Eintragung nach einem vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
liegenden Tage richtet.

Unbestimmte und betagte Forderungen
§ 14

(1) Forderungen, die nicht auf eine Geldleistung gerichtet sind oder 
deren Geldbetrag unbestimmt oder nicht in inländischer Währung fest-
gesetzt ist, sind nach ihrem Schätzwert in inländischer Währung zur 
Zeit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens geltend zu machen.

(2) Betagte Forderungen gelten im Insolvenzverfahren als fällig.
(3) Betagte unverzinsliche Forderungen können nur in dem Betra-

ge geltend gemacht werden, der mit Hinzurechnung der gesetzlichen 
Zinsen für die Zeit von der Eröffnung des Insolvenzverfahrens bis zur 
Fälligkeit dem vollen Betrage der Forderung gleichkommt.

Anmerkungen
§ 14 Abs 2 IO ist auch im Restrukturierungsverfahren anzuwenden soweit der 

Restrukturierungsplan nichts anderes bestimmt (§ 28 ReO).


